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Antrag
des Abg. Dr. Boris Weirauch u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Europa

Disziplinarverfahren wegen Chatverläufen bei der Polizei 
Baden-Württemberg

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. �wann und wie der Landesregierung oder ihr nachgeordneten Behörden die in 
dem Artikel „Ein Sadist bei der Polizei“ – veröffentlicht in der KONTEXT 
Wochenzeitung vom 10. Juni 2026 – genannten Chatverläufe (seit 2017) eines 
dort unter geändertem Namen bezeichneten Polizisten erstmals bekannt wur-
den und wann diese Informationen an welche Stelle weitergeleitet wurden;

2. �zu welchem Zeitpunkt und aus welchem Anlass das Disziplinarverfahren gegen 
den betroffenen Beamten eingeleitet wurde;

3. �zu welchem Zeitpunkt welche weiteren Maßnahmen im Rahmen des Diszipli-
narverfahrens (Anhörung des Betroffenen, Ermittlungsmaßnahmen, vorläufige 
Anordnungen, abschließende Anhörung etc.) getroffen wurden;

4. �aus welchen Gründen das Disziplinarverfahren bislang noch nicht abgeschlos-
sen wurde;

5. �wie das Innenministerium den Sachverhalt, der von der Generalstaatsanwalt-
schaft Hamburg ausweislich des genannten Artikels als „hoch problematische 
Dienstauffassung“ gewertet wurde, unter dienstrechtlichen Gesichtspunkten be-
wertet und welche Gründe in diesem Zusammenhang und zu diesem Zeitpunkt 
gegen die Einleitung eines Disziplinarverfahrens sprachen;

6. �ob der Beamte im Nachgang zu seinem Einsatz beim G20-Gipfel und insbeson-
dere nach Februar 2025 bei Versammlungslagen eingesetzt wurde und falls ja, 
bei welchen.
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Dr. Weirauch, Binder, Fink, Stoch, Wulff SPD
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B e g r ü n d u n g

Ausweislich der oben genannten Berichterstattung hat ein Polizeibeamter, gegen 
den ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren nach einer polizeilichen Gewalt-
anwendung, die einen Beinbruch zur Folge hatte, eingestellt wurde, im Rahmen 
von Chats unter anderem mit Kollegen Äußerungen getätigt, die von der General-
staatsanwaltschaft Hamburg als „hoch problematische Dienstauffassung“ gewertet 
wurden. Mit dem Antrag sollen der Verlauf eines Disziplinarverfahrens sowie der 
weitere Einsatz des betroffenen Beamten aufgeklärt werden.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 15. Juli 2026 Nr. IM3-0316.4-68/5/23 nimmt das Ministerium 
des Inneren, für Digitalisierung und Europa zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. �wann und wie der Landesregierung oder ihr nachgeordneten Behörden die 
in dem Artikel „Ein Sadist bei der Polizei“ – veröffentlicht in der KONTEXT 
Wochenzeitung vom 10. Juni 2026 – genannten Chatverläufe (seit 2017) eines 
dort unter geändertem Namen bezeichneten Polizisten erstmals bekannt wur-
den und wann diese Informationen an welche Stelle weitergeleitet wurden;

Das Innenministerium hat Ende November 2023 durch eine Presseanfrage 
erstmals Kenntnis davon erlangt, dass die Polizei Hamburg im Rahmen eines 
Ermittlungsverfahrens zum G20-Gipfel im Jahr 2017 wegen des Vorwurfs der 
Körperverletzung im Amt, Chats und Dateien eines Polizeibeamten aus Baden-
Württemberg zu Zwecken der Beweissicherung ausgewertet habe. Das Landes-
polizeipräsidium im Innenministerium hat den für die weitere dienstrechtliche 
Prüfung zuständigen Dienstvorgesetzten des Beamten beim Polizeipräsidium 
Einsatz unmittelbar nach Bekanntwerden der Presseanfrage darüber informiert.

2. �zu welchem Zeitpunkt und aus welchem Anlass das Disziplinarverfahren gegen 
den betroffenen Beamten eingeleitet wurde;

4. �aus welchen Gründen das Disziplinarverfahren bislang noch nicht abgeschlos-
sen wurde;

Zu den Ziffern 2 und 4 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Die Polizei Baden-Württemberg nimmt Hinweise auf mögliches Fehlverhalten 
von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sehr ernst und geht diesen entschie-
den nach. Jeder Vorfall, der auf ein Dienstvergehen hindeutet, wird individuell, 
unter Ausschöpfung aller rechtsstaatlichen Mittel und bei Vorliegen entsprechen-
der Anhaltspunkte auf eine Straftat unter Einbindung der zuständigen Staatsan-
waltschaft geprüft.

Die dienst- und disziplinarrechtliche Würdigung obliegt dabei grundsätzlich dem 
Dienstvorgesetzten. Im vorliegenden Fall ist dies das Polizeipräsidium Einsatz. 
Dieses hat aufgrund der Vorkommnisse beim G20-Gipfel nach Erhalt der Ermitt-
lungsakte der Generalstaatsanwaltschaft Hamburg im Frühjahr 2024 ein Diszipli-
narverfahren gegen den betroffenen Beamten eingeleitet.

Die Dauer eines Disziplinarverfahrens hängt maßgeblich von den konkreten Um-
ständen im Einzelfall ab, insbesondere auch von der Wahrnehmung der den Betei-
ligten zustehenden Verfahrensrechten.



Landtag von Baden-Württemberg� Drucksache 18 / 127

3

3. �zu welchem Zeitpunkt welche weiteren Maßnahmen im Rahmen des Diszipli-
narverfahrens (Anhörung des Betroffenen, Ermittlungsmaßnahmen, vorläufige 
Anordnungen, abschließende Anhörung etc.) getroffen wurden;

5. �wie das Innenministerium den Sachverhalt, der von der Generalstaatsanwalt-
schaft Hamburg ausweislich des genannten Artikels als „hoch problematische 
Dienstauffassung“ gewertet wurde, unter dienstrechtlichen Gesichtspunkten 
bewertet und welche Gründe in diesem Zusammenhang und zu diesem Zeit-
punkt gegen die Einleitung eines Disziplinarverfahrens sprachen;

Zu den Ziffern 3 und 5 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen. Dabei kann eine Stellungnahme nur in begrenztem Umfang 
erfolgen. Dies ist auf folgende Erwägungen zurückzuführen:

Aus einer sorgfältigen Abwägung des verfassungsrechtlich garantierten Informa-
tionsrechts der Abgeordneten mit dem Personaldatenschutz und dem Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 i. V. m. Artikel 1 Absatz 1 
des Grundgesetzes) folgt, dass den schutzwürdigen Interessen des Betroffenen 
vorliegend Vorrang vor dem Informationsrecht der Abgeordneten zukommt. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass dem Schutz von Personalaktendaten aus einem 
Disziplinarverfahren ein besonderes Gewicht zukommt. Zudem würde eine Ver-
öffentlichung von Einzelheiten Rückschlüsse auf das laufende Verfahren ermög-
lichen. Hierdurch könnte das Disziplinarverfahren gefährdet werden. Vor diesem 
Hintergrund können keine Angaben zu einzelnen Verfahrensschritten, dem zeitli-
chen Ablauf sowie den Inhalten des Disziplinarverfahrens gemacht werden.

6. �ob der Beamte im Nachgang zu seinem Einsatz beim G20-Gipfel und insbeson-
dere nach Februar 2025 bei Versammlungslagen eingesetzt wurde und falls ja, 
bei welchen.

Aufgrund der zu seinen Gunsten geltenden Unschuldsvermutung war der Beamte 
im Nachgang zu dem Einsatz beim G20-Gipfel bis Oktober 2023 an verschiede-
nen weiteren Versammlungslagen beteiligt. Nach dem Bekanntwerden der Vor-
würfe im Zusammenhang mit den Chatnachrichten wurde der Beamte nicht mehr 
bei Versammlungslagen eingesetzt.

In Vertretung

Moser
Staatssekretär


